
Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

20/SVV/1011

öffentlich
Betreff:
Stadtentwicklungskonzept Hochhäuser

Erstellungsdatum 01.09.2020
Eingang 502:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

04.11.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Stadtentwicklungskonzept Hochhäuser erarbeiten zu 
lassen, das nach Beschluss durch die Stadtverordnetenversammlung im Sinne von § 1 (6) Nr. 11 
BauGB in der Bauleitplanung Berücksichtigung finden soll.

Das Stadtentwicklungskonzept soll Entwicklungsräume für Hochhäuser an definierten Orten im 
Stadtgebiet konzentrieren und zugleich Tabuzonen für eine ausgreifende Höhenentwicklung definieren.  
Hochhausbauten bleiben eine Ausnahme in Potsdam, eine ungeregelte Veränderung des Weichbildes 
der Stadt soll unterbunden werden.

Darüber hinaus soll das Konzept Verfahrensmaßstäbe benennen, die einer baukulturellen, sozialen 
und klimagerechten Qualitätssteuerung bei Hochhausbauten dienen.

Der Stadtverordnetenversammlung ist das Ergebnis im Dezember 2021 vorzulegen.

gez. Saskia Hünecke gez. Gert Zöller
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin: Dez. 2021
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Hochhäuser (Gebäude mit einer Fußbodenhöhe des obersten Geschosses von mehr als 22 m) 
wirken sehr bedeutsam auf das Stadtgefüge ein, verändern sowohl im engeren baulichen 
Zusammenhang den Erlebnisraum Stadt mit seinen Stadträumen, Maßstäblichkeiten und 
Sichtbezügen als auch das überwiegend landschaftlich geprägte Weichbild der Stadt. Sollten 
ausnahmsweise Hochhausbauten entstehen können, müssen sie mit dem vorhandenen 
städtebaulichen Gefüge verträglich sein bzw. sollten eine gewollte städtebauliche Entwicklung 
unterstützen. Ein StEK Hochhäuser wird nicht nur im intensiven Abgleich zu den 
Erarbeitungszusammenhängen der Leitplanung für die Umgebungsbereiche der Welterbestätte, 
insbesondere mit den Sichtbezügen zwischen deren baulichen und landschaftlichen Bezugspunkten 
erarbeitet werden müssen. Es ist das gesamte Stadtgebiet zu betrachten. Dabei werden die 
Bestandshochhäuser aus den 1970er Jahren insofern einbezogen, als sie im Umfeld der Havel nicht 
maßstabbildend sein sollen. Ansonsten bleiben sie wie in der o.g. Leitplanung ausdrücklich 
ausgeklammert.

§ 1 (6) Nr. 11 BauGB sieht ausdrücklich die Möglichkeit vor, städtebauliche Entwicklungskonzepte 
oder ähnlich gelagerte städtebauliche Planungen mit einem Beschluss der Gemeindevertretung zu 
Bindungen zu machen, die ausdrücklich im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen und 
insoweit in die obligatorische Abwägung einzubeziehen sind. Dieses Gewicht beschlossener 
Entwicklungskonzepte soll hier genutzt werden, um einen stadträumlichen Orientierungsrahmen für 
die mittel- und langfristige Entwicklung zu formulieren.

2 von 4 in Zusammenstellung



 

 

 Änderungsantrag 

 Ergänzungsantrag 

 Neue Fassung 

zur Drucksache Nr. 

20/SVV/1011 

  öffentlich 

Einreicher: Fraktion DIE LINKE 

Betreff: Stadtentwicklungskonzept Hochhäuser       

 Erstellungsdatum 01.12.2020 

 Eingang 502:  

   

 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 

 

  

02.12.2020 Stadtverordnetenversammlung 
      X 

            
            

            
            

            
            

 
 

Änderungs-/Ergänzungsvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Im vorliegenden, im SBWL geänderten, Antragstext ist im 2. Absatz der 2. Satz zu streichen. 

 

Der 2. Absatz behält nur den Wortlaut: „Das Stadtentwicklungskonzept soll Entwicklungsräume 

beziehungsweise Tabuzonen für eine ausgreifende Höhenentwicklung definieren.“ 

 

 

Begründung: 
 

Inhaltliche Aussagen wie „Hochhausbauten bleiben eine Ausnahme4“ sollen nicht im Vorgriff auf ein 

fundiertes, erst noch zu erarbeitendes und zu beratendes Konzept beschlossen werden. An Hand 

objektiver Kriterien und Erkenntnisse und unter Würdigung vorhandener Hochhauskonzepte anderer 

Städte sollen erst Entscheidungsspielräume untersucht und erörtert werden. Erst dann können 

derartige oder andere Schlussfolgerungen erarbeitet werden. 

 
 
 
 
 
 

   gez. Dr. Sigrid Müller, Stefan Wollenberg 

 Unterschrift  
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 Änderungsantrag 

 Ergänzungsantrag 

 Neue Fassung 

zur Drucksache Nr. 

20/SVV/1011 

  öffentlich 

Einreicher: Fraktion DIE aNDERE 

Betreff: Hochhauskonzept ergebnisoffen  

 Erstellungsdatum 01.12.2020 

 Eingang 502:  

   

 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 

 

  

            
            

02.12.2020 Stadtverordnetenversammlung 
      x 

            
            

            
            

 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge die Ds 20/SVV/1011 in der folgenden Fassung beschließen: 
  
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Stadtentwicklungskonzept Hochhäuser erarbeiten zu 
lassen, das nach Beschluss durch die Stadtverordnetenversammlung im Sinne von § 1 (6) Nr. 11 
BauGB in der Bauleitplanung Berücksichtigung finden soll. 
  
Das Stadtentwicklungskonzept soll Entwicklungsräume für Hochhäuser an definierten Orten im 
Stadtgebiet konzentrieren und zugleich Tabuzonen für eine ausgreifende Höhenentwicklung definieren.  
Hochhausbauten bleiben eine Ausnahme in Potsdam, eine ungeregelte Veränderung des Weichbildes 
der Stadt soll unterbunden werden. 
  
Darüber hinaus soll das Konzept Verfahrensmaßstäbe benennen, die einer baukulturellen, sozialen und 
klimagerechten Qualitätssteuerung bei Hochhausbauten dienen. 
  
Der Stadtverordnetenversammlung ist das Ergebnis im Dezember 2021 vorzulegen. 
 
 
Begründung:  
Der Absatz 2 des Antrages gibt eine einseitige Fixierung auf Belange des Stadtbildes vor. Potsdam ist 
aber eine wachsende Stadt, in der Flächen für Wohnungen, Gewerbe und soziale Nutzungen schon 
jetzt knapp sind. Der Bau von Hochhäusern kann eine flächensparende und ökologische Alternative zur 
großflächigen Versiegelung von Stadträumen sein. In einer Stadt, die den Klimanotstand erklärt hat, 
sollten Hochhäuser daher ergebnisoffen geprüft werden. 

 

  

 Katharina Tietz und Carsten Linke 
Fraktionsvorsitzende 
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